
T, iechtenqt, *, in's, '? h, v, r bandt 

rotok0 .71 N 

Session 1906. 

tiher die 1, andtagssitzung am 13. Dezember 1906 . 
Anwesend sind sdritliche Abgeordnete und der RegierungSliorn- 

Kabinettsrat von IN DRR HAUR. 

Das Protokoll der letzten Sitzung wird verlesen. 

Der erAlýirt 1�ie. -u. daß die von ihm zur 

Finbringung der JztPtizgesetzentwllrfe in der letzten Sitzung 

vor�ebrachten Notive in Protokoll zu dfirftig aufgenoiamen 

seien; er behalte sieh deshalb oor, durch einen diesbezUg- 

liehen Nachtrag das Protokoll zu ergdnzen. Cegen diese R7- 

gdnzung wird von Aeiner Seite etoag eingewendet. 

rm Ubrigen wird das Protokoll genehmigt. 

r. Antrag (,; er Abgeordneten TAUPR, KIND und 80. *TPG7PTi. auf 

Fassung folgenden Beschlusses: 

pf 
T, er 4(. indt(7g stellt e7n, (lie fstl. Regierung das Rrsuchen, 

diese wolle in AbUnderunp des Hnusiergesetzes von 14. Juli 

18,70 bis zur ndehaten, 'ýýssion einen Gesetzentwurf vorlegen 

und dabei die in Österreich und der Sehioeiz flir den Rcusier- 

handel geltenden Bestiii�riungen berücksietztigen; dadu-ch 

wdren insbesondere: 

1. Die im flausiergeadtze Dom 14. J�, ili 1890 T,. Gbl. ýYr. 5 fest- 

gesetzten Pausiertaxen bedeutend zu erhöhen; 

2. das Aufsuchen von Bestellungen bei andern Personen als 

solchen, welche mit dein betreffenden Artikel Yandel trni- 

ben oder denselben in ihren Gewerbe vermenden, ebý--nfalls 

als Hausierhandel zu betrachten; 

3. die Prteilung von Hnusierpatenten eyn Auslýýnder möýlichst 

zu bosehrlýfnken. " 

Der Regierungskommissör dußert seine Bedenken gpgen die 

Verwirklichung des Antrages in setnem gan7en Unf(Ynge mit 

Bezug auf den mit Österreich. 

Nach RegriZindung un(-? Beflirmortung (litrý? h den Antragsteller 
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WAI, PRR wird der Antraý uit 14 Sti angenommen. 
II. Zweite Lesung des Justizgesetzentwurfm8 betreffend 
Zusatzbestirizmungen zur allge7,; zeinen Geriehtsordnung. 
Dieses Gesetz mird ohne Debatte einstimmig angenommen. 
III. Zoe i te, Lesung des Jus ti zgese tzen twurfes be tref f end 

zur Strafprozeßnovelle. 

Nachdem der Regierungskonmiss,; �; r die ýrrklUrunq abgegeben, 
d(ýyß er auf die Abstimmung des Cesetzes n, 7, ch der ursprUng- 
liehen Voriqge verzichte, 7oird da.. - Gesetz ne7ch dem An- 

trage, d, 0 er Kommission ge, 10, ssMln. 
712. pr Abg. Ing., 9r7HXPLRR begründet den Standpunkt der Hinori- 

tUt der Kommission mit folgender Prkliir7ing: 
Sie 

wurden die §§ 15 Wie 
-iÜs 

dem Konnissionsberi, ýhtd ersehen, 

und 1,7 -und zum Teil auch der § 28 der Regierungsvorlage, 

soweit dieselben auf das Berufungsrecht der fsti. Regie- 

rung beziehen, von der Komaisaion einstimmig abgelehnt. 

nie, iriz § 28 enthaltene Bestipz7�ýzung, wornach in politischen 

adiainistratiDen Strafsachen der fstl. Regieung 

das Beru u langerer Pröhrte- 
. 
ý-ungsrecht gewahrt bleiben soll, gab , 
rung Anlaß. Das Resultat der Abstimmung war, daIJ sich 3 

Mitglieder der Komrizission iTiz Sinne der unstrittenen Be- 

stimnung erkidrten, oäýZrend 2 blitglieder sich dagegen aus- 

sprachen. Da ich zu d£n jet, -, teren gehöre, Inöchte ich den 

Standpunkt der Kotni�lissionsminoritdt kurz dIrstellen. Wir 

ersehen in a? le. n hezfiglich des Berufungsrechtes der Istl- 

Regierung enthcltenen Bestimr1ungen ein en Ringriff der Ad- 

ministrntion in die justigpflege. mir sind Uberzeugt, daP. 

02 , ht mehr aufrecht d(. 7(! ur(, h doýr § 34 unserer lfer. fa. 3-9ung ni (� 

bleibt, nach welchem das geriehtli(3he Verfahren con der 

Regierung z��nabhdnpig bleiben soll. Diese Rini-rirkung der 

, Bef-jirchtung haben Irir nicht nur beziiglieh der Berufung in 

Krirainalfdllen, und wegen Vergehungen und Ubertretungen, 

(7 sondern auca beziigl jeh der poli tischen resp. adMinistr - 

tiven Strafsach6n. Der Pinwand, daß früher diP. Regierung 
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in politischen -gtrafst . ený7ber achen ribzirtPilte und den geg 

die. b e� 7ntragte Berufung nur 6ine kleine Konzession bedeute, 

können v-ir nicht anerAO,., nen. Wir erklären, daß wir gý.; Cen 

die Ubernt-hine der Aburteilung in aduinstrativen Strafsa- 

chen durch die fstl. Regierung nichts einzuwenden hcT. ben - 

dadurch bleibt rics Prinzip der Trennung con Ad7,: iinistration 

und Justiz gez, ýahrt - ni7ch r7en zgorliegenden Gesetze jedoch 

nieht ner Artikel VI der hringt und 

durch die Pinfý71�rung des Prinzips der freien Beior-, isL�ürdi- 

gung eine Verhesserung der hinherirei Strafreghtspflege. 

Kine durchgreifende Reformation der letzterAn ist jedoch 

nicht erreicht und kann mohl nur erreicht werden, wenn 

ein neue3 Gesetz im Sin. ý, ie der irft Korn, ý, 2i3, ýýionberiefit -norge- 

schlagenen Resolution aufgebaut wird. In diesem Gesetze 

wird dann die Frage der Berufung gelÖst iierden können, 

ohne daP sie in Widers, urueh mit d6r Verfassung zu gtehen 

Hierauf beantragt der Abg. KAISRR, liber dieses Gesetz 

eine geheime Abstimmung corzunem-en . 
Der Aintrag wird von den Abg. 7ALSRR und Ing., 911. IHÄDLRR un- 

terstUtzt. 

Dý, p. r RegierungsAornriissi,; r findet es ganz unerhört, daß über 

ein SO wichtiges Gesetz eing geheime Abstimnung stattfin- 

de und könne er den Grund diflir nur dcrin finden, da],, ein- 

zelne Abgeordrete ihre bereits bekannte Stellungnahrne in, 

Mege der geheimen Ah-eitimmung zu cerUndern 1,012nschen. 
Per Antrnir, KAIPRR gelangt zur Abstimmung und wird mit 9 

Stimmzen angenommen. 
Uber Vorschlag des Priisidenten ist man jedoch allsei- 

tig dahin einig, daß diese geheime Abstirtmung nur über 

das ganze Gesetz in Anwendung kommen soll, ilber die ein- 

zelnen Artikel jedoch öffentlich abgestifiaizt werde. 

Der Präsident erläutert noeh, welche Gesetze in adninistrc- 

tiven Strafsachen in Betraeht kommen und beginnt sohin 7nit 

der Lesung des Gesetzentivurfes. 
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Per Abg. W, 41�'3ýPR beantragt Streichung des Artikels I, be- 

zieht sich auf die bei der Prsten Lesung gegen die Annahm-, 

, lieses ArtiAels Dorgebrachten Gründe und macht noch spe- 
die 

zie 11 da r, 7uf daic eine solehe er. <gtric, 3/iterliche 
Kovip et enz einschrdnAende Bestim7ýzung in Österreich nicht 

existiere. -Per Regierungskof�zn; issdr entgegnet, daß dies- 

bez-�, *igli, -h ein Vergleieh mit den österreichischen Gesetzes- 

cor., gehriften nicht angUngig sei, da in Österreich das 

gan-.. e moderno> 'ýtrafprozeßmesen Geltung habe. 

j-iierauf wird zur libpr den Artikel geschritteng 

U, 1e101je ergIbt, (iais �5 ; ti!, znen WN 
fZr, dagegen 10 

I 
Stinnian oecen die Annahmp des Artikp7. R Pind Fi; i- elio. An- 6, 
nalmie stii. n7-1iten der PrUsident und die Abgeordneten SCHLFORL 

. #U, Landestierarzt 5, IARXRR, FFJP7R ZM' BR9KRART", 
ft 

$ ; 
Jar 

fliertIber gibt der Regierungskonrlzissdr die RrkIdrung ab, 
ja%(le 

daß er die ganZe 063£tzßscOrlags zurüOAzieheý das Land 

I A7"- joe. rde die, Folgen zu tragen haben. 

IV. Antrag der Finanzkomraission betreffend Ab(inderung der 

5-, ospdr 
ý- /; 

rtVk r ý, 

§§ 27 und 28 der SparAassestatuten. 

Der Regierungskommissdr erswht , das Wort Gesetzentwurf 

in den Sinne abzudndern, daß der Antrag äuf Rinbringung 

eines beziiglichen Gesetzentwurfes lauten soll. 

Gegen die Vornahme dieser Ab(inderung mird zgon keiner 

Seite eine Rim7 endung erhoben. 

Poh;, n gelangt der Artrag einstimmig zur Annahme. 

V. Peýierungsvorlage betreffend Besteuerung der Feuerver- 

si eherungsanstal ten. 

Der Abg. MALSFR hegt die Befilrehtung, daPpie den Versiche- 

rungsanstalten durch das 6esetz auferlegte Steuer von 

diesen wieder den Versicherten aufgebürdert werde und 

schlUgt deshalb vor, die Frage zu erörtern, ob nicht zu- 

erst versucht werden sollteg ob sich die Versieherungsge- 

sellschaften nicht in Wege der freiwilligen T, ereinb/7. riing 

zur reistung eines Beitrý* es zu gegenstUndliehem 7wecke 
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ohne daß dadureh die Versieh-rten eine Mehr- 

leistung trifft. 

TN, as aesetz wird einsti7), iiiiig angenomi�zen. 

Vi. Antrag betreffend GewUhrung von Subventionen flir nuf 

aen lieeht. Jungviehalpen norzunehmende Stallbauten. 

Per Berichtserstatter Abg. OSPRLT bringt zuriz Koralissions- T), 

berichte noch. an, daß er nun auch im Besitze eines Kosten- 

7ioransehlages für einen solchen All)atall sei, nach wel- 

chem sich die Kosten itiefl, ir ohne Pinbere-e7, ý, nung 
dee Holz- 

wertes auf 5000 bis 6000 K stellen. 

Per gni31ýigt 7ýor, in der, 4 e r. tr,. cten 

Be-)ch17i. c, se die '"orte 
n20 -% (er nnehgemiesenen Rrstellungs- 

kosten" (7bziidndern in 
fleine 

etma mit 20 % der n(7chgewie- 

senen Frst611ungsAoiE, ýten. " 

T), ie, <gen V, ý)rsch. lag wird zugestimmt. 

Der Abg. PUKTICH bringt vor, daß diese Subventionen auch 

auf jene Alpen ausýedehnt werden sollten, melche die Un- 

terldnder in Vorarlberg besitzen. 

Die Abg. HOOP und KINn sehließen sieh die. -era Antrag an. 

Der Regierungskommissdr erkliirt, daß er gegen diesen An- 

trag zgeig da. das Alpgesetz auf die im Auslande gelegenen, 

Alpen keine Anwendung finden könne. 

Der PrUsident schließt sich dieser Ansicht an. 

Sohin wird der abgeiinderte Kom72issionsantrag qnjcenor�irizen. 

VrI. Antrag der FinanzAoininission betreffend Frhýihung der 

Hundesteuer. 

Nach einer kurzen nehntte erkFirt (fer RegierungSkommis, -, dr, 

da13 die Rý5hf* der flundesteuer gesetzlieh festgelept sei und 
,l 

deshalb nieht nur durch Be. -ohluß des bandtages sondern nur 
durch AbUnderung des Gesetzes erhöht werden könne. 

Sohin wird sowohl über diese Paehe als auch über den von 
der ohne positives Resultat beratenen Antrag 

des Abg. MAbSPR betreffend Besteuerung der Autoritobile zur 

weiteren Pagesordnung übergegnngen. 

VIIT. Subventionsgesudie. 

, P)e7�i Antrage der Kommission ýemäß wird beschlossen: 

1/1 
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a) es werde der Ge,, ieinde Rsehen zu den Kosten der Schul- 
hausreparaturen eine Subvention von 20 % des niiher nach- 
zuweisender, Aufwandes gemdhrt; 
b) es werde detz landmirtsehaf tlief�, en Verein zur i; eckzing 
der Ausgaben des von ihm eingerichteten Herdebuohes eine 
von dem Verein separqt zu verrechnende jUhrl iche Subven- 

tion von 400 K 7, ind zwar zundehst auf die Dauer von drei 
Jahren (1 907 bis 1909) beyi1ligt. 

IX. Irttrdge. 

1. ) 7ýýer Abg. JOPPF PARXPR bringt vor, daß die Ge7�, zeinden 

des Untprl(z. nde-s ein Gesueh um --inen Beitrag zu den Kosten 

derf" 1, r die Realschule -oorgenommenen Bauten an den band 

tag gestellt Und bei der RegUrung eingereicht hdtten; 

dieses Su. bDentionsgesueh liege nun jedoch dem Landtag 

nicht vor. 

Der RegierungsAommissýýr erAlýirt, nicht in der Lage zu 

seing dieses Gesuch dern Lanc7tage befUrwortend vorzulegen7 

nachdem der Landtag clie Zustimmung zur Frrichtung dieser 

Schule nur unter der Bedingung gegeben habe, daß die Ge- 

i�zeind, gn des U7ýterl-Lndes für die beziiglichen Baukoc�te 

aufkom, ýian, und dc, es sieh nicht um eine pflichtschule son- 

dern um eine freiwillige Schule handle. 

2. ) Der Abg. HOOP beantragt die Rrhöhung derSubvention 

für den in Ruggell. 

Der Regierungskon? nisi-Rär diesen Antrag nicht zu 

befftIrtworten, nnehdern diese Subvention i? n Truf6 der let-'- 

ten Jahre schon 2 mal erhöht Morden sein. 

r)er n�7c-ht ('en VorschZag, den Lande-, sbeitr, -, zg ffLir 

die Ruggeller Rheinftihre con 4()0 auf 500 K zu erhöhen. 

Uber die, -, en Antrag mird zur Tagesordnung übergegangen. 

3. ) Der PrUsident gibt beAannt, daß letztes Jahr diR An- 

rpqung zur Reforn unserer Gewerbeordnung gemacht und daß 

zum Zwecke eine spezielle KommUsion bestellt worden sei. 

Rs 2ý, eien in der Sache zwar St7, dien gepflogen worden, doch 

sei die Angelegenheit aus dem Grunde versehoben worden, 

-74 

e-
ar

ch
iv.

li



weil gegenwärtig in Österreich 'eine neue Gewerbeordr. ung 

bei den gesetzgebenden KÖrpern in Arbeit sei. Rntweder 

sei nun die früher zur Sache bestellte Kommission zu be- 

stdtigen oder hief-t"ýr eine neue KO'r, 2? nis8ion zu Mählen. 

Abg. Ing. ý9CHÄr)L. ZR ber., itragt� diese aus 4 Ilit- 

gliedern zu bestellen. 

Diesem Antrage mird allseitig zugestimmt und werden sohin 

in diese KO�zr�iigsion 

Er. AUýPRP SCHÄDLPR mit 14 Ptimnen 

NFINRAD OSPRLT mit 11 Stimmen 

Lý"RPN7 KIND nit 10 Ptinmen 

Fr. MAT, ý9P3 mit 9 ý9ti777-ien. 
4. ) Tier Pr, ýisIdent stellt einen Antrag, meicher einstirn7, lig 

zur Annahme gelangte und in welchem dip fstl. Regierung um 

InterDention bei der k. k. Finanzbezirkso. irektion er, ce ht 

loirdg (zuf daß einige die BraNttreinbrennereien und die Brau- 

erei behindernde Bestiin? iuný,; en aufgehoben werden. 
Der erkliirt im Nar., te .n &0)PINFR DURCH- 

T, AUCHT den Tandtag filr gesehlossen. 

Sohin erfolgt die Wahl des Landesaussehunses. Gew,; iiLlt tý, e r- 
den: 

als bandesaussehußmitglieder: FRA7J7 SCHLPOPL mit 9 Stimmen 

1,01, RRN7 KIND mi t7 

als ; Praatzmdnner: ý, X-AZZlý 7ýARiLi"PZ£- mit 9 Stimvien, 

JAKOB KAISFR mit 10 Stimmen. 

Dle, nom PrEsirlenten vorgelM te Landtagsrechnung ioird 

Don den Abg. KAIPPR und OPPRU geprüft und naehher geneh- 

migt. 

Dieses Protokoll mird verlesen und genehmigt. 

<bhin wird die Sitzung in liblicher reise mit einem Hoch 

auf PUNF P)IJRCTITAUCTIT gesehlossen. 

VAT'U79 13. Dezember 190,3. 

gez. FR. WALSRR SeAretUr. gez. Dr. ALB. SCHÄURR 
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